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Schwangerschaftsabbruch

AUF ZUR NÄCHSTEN RUNDE

Der Kampf um den Schwangerschaftsabbruch

ist noch lange nicht geschlagen.
Die Frauenbewegung hat sich zwar seit
der knappen Ablehnung der
Fristenlösungsinitiative (929'000 Ja-Stimmen!)
am 25. Sept. 77 vorwiegend anderen
Aufgaben zugewendet. Aber die Misere ist
heute, ausgenommen ein paar wenige
Verbesserungen, noch dieselbe.

BERATUNGSSTELLEN

Im Juni hat der Nationalrat über die
Motion für Schwangerschaftsberatungsstellen
debattiert. Es überrascht nicht: Die CVP,
die als Abstimmungsschlager gegen die

Fristenlösung die Hilfe für die schwangeren

Frauen propagiert hatte, war dagegen.
Genoud (Wallis, CVP) wollte das Problem
auf die Kantone abschieben, und Egli
(Luzem, CVP) vermisste die Verfassungsmässigkeit

für die BeratungssteUen. Alles
faule Ausreden. Nicht viel besser die
Ratsmehrheit, die die Motion teüweise überwies,

aber die finanzielle Sicherstellung in
die Form des unverbindlichen Postulats
verwandelte.

SOZIALMEDIZINISCHE
INDIKATIONENLÖSUNG

Mehrere parlamentarische Initiativen und
Standesinitiativen befassen sich mit dem
Thema Schwangerschaftsabbruch. Die
vorberatende Kommission hat mit 8:7
Stimmen dem Bundesrat eine Vorlage für
eine sozialmedizinische Lösung vorgelegt.
Die Minderheit möchte die Möglichkeit
einbauen, dass die Kantone auf dem
Gesetzesweg die Fristenlösung einführen
könnten (föderalistische Lösung). Der
Bundesrat hat sich der Mehrheit
angeschlossen und wird seine Stellungnahme
zu Händen der Nationalratskommission
auf die Herbstsession bereinigen.

RECHT AUF LEBEN

Die Aktion "Recht auf Leben" hat kürzlich

ihr Initiativbegehren eingereicht. Ein
Frontalangriff auf jede fortschrittliche
Lösung für den Schwangerschaftsabbruch.

ZÜNDSTOFF

Jetzt wäre eigentlich die Frauenbewegung
an der Reihe, ihre Begehren wieder auf
die Tagesordnung zu setzen. Zündstoff
ist genügend vorhanden.
Das Private ist politisch. Frauen, machen
wir Poütik, sonst bleiben wir privat!

Edith Stebler

DER KAMPF GEHT WEITER!

af. Ende Mai/Anfang Juni trafen sich in
Frankfurt über 1500 Frauen zum nationalen

Tribunal gegen den § 218. Die
Anklage richtete sich gegen die Praxis des

1976 "reformierten" Paragraphen 218.
Die veranstaltenden Frauen hatten in
langer Vorbereitungsarbeit Material und
Erfahrungsberichte von betroffenen
Frauen, Beratungsstellen und aus Frauenzentren

gesammelt. Anklage wurde
erhoben

— gegen den Staat, der ein halbherziges
Gesetz macht, wobei es der jeweüigen
Gesinnung der herrschenden Länder-,
Gemeinde- etc. parteien, der Gesinnung
der Ärzte und Träger von Beratungsstellen

überlassen bleibt, ob sie Abtrei-
.bungen durchführen wollen ;

— gegen die Parteien, die sich gegen
frauenfreundliche Ansätze wehren (z.B.
Finanzierungsgelder stoppen). Davon
wird die SPD keineswegs ausgeschlossen;
— gegen die Kirche, die nicht aufhört
mit ihrem moralischen und öffentiichen
Druck auf die Frauen, deren Hetzkampagnen

sich im Gegentefl in letzter Zeit
noch verschärft haben ;

— gegen Ärzte, Krankenhäuser und die

pharmazeutische Industrie. Wo überhaupt
Schwangerschaftsabbrüche gemacht
werden, geschieht das \a. mit der total
veralteten Methode der Kürettage, oder noch

skandalöser mittels Prostaglandinen.
Zum Abschluss wurde vom Tribunal
gefordert: Sofortiges Verbot von
Prostaglandinen; Einführung der schonenden

Absaugmethode; keine Zuweisung öffentlicher

Mittel an kirchüche BeratungssteUen;

Abschaffung der Zwangsberatung
bei der sozialen Indikation; Gelder für
die Erforschung gesundheitsunschädUcher
Verhütungsmittel für Männer und Frauen,
etc.
Vor allem aber wurde eine neue, mächtige
Bewegung gegen den § 218 gewünscht.
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